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1. Allgemeines 
Die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen für dienstvertragliche 
Leistungen von tgcBIOMICS als Auftragnehmer werden Inhalt des Dienst-
vertrages bzw. Mischformen hiervon und anderer Verträge mit dienst-
vertraglichen Elementen (nachfolgend "Vertrag" genannt). Entgegenstehende 
oder abweichende Allgemeine Geschäftsbedingungen oder sonstige 
Einschränkungen des Auftraggebers werden nicht anerkannt, es sei denn, der 
Auftragnehmer hat ihnen im Einzelfall ausdrücklich und schriftlich zugestimmt. 

2. Freibleibende Angebote 
Unsere Angebote sind freibleibend. Die zu den Angeboten gehörenden 
Unterlagen wie Abbildungen, Zeichnungen, Gewichts- oder Maßangaben sind 
nur annähernd maßgebend, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich 
bezeichnet sind. Kostenvoranschläge sind im Zweifel angemessen zu vergüten. 
Die Angebote sowie alle von uns ausgearbeiteten Berechnungen, Entwürfe, 
Zeichnungen usw. dürfen ohne unser schriftliches Einverständnis weder 
vervielfältigt noch Dritten zugänglich gemacht werden und bleiben Eigentum 
des Auftragnehmers. 
Die Unterlagen dürfen nur im Rahmen des Vertrages verwendet werden, 
insbesondere dürfen sie nicht zum Nachbau gleicher oder ähnlicher 
Erzeugnisse benutzt werden. Sie sind uns auf Verlangen zurückzugeben, wenn 
die Angebote nicht zur Auftragserteilung führen.  

3. Auftrag 
Schriftliche Aufträge des Auftraggebers sind für diesen verbindlich. Ein Vertrag 
kommt erst durch eine schriftliche Auftragsbestätigung des Auftragnehmers 
zustande. Nachträgliche Änderungen des Vertragsinhalts können nur im 
Einvernehmen zwischen den Parteien schriftlich erfolgen.  

4. Aufklärungspflichten des Auftraggebers 
Der Auftraggeber sorgt ohne besondere Aufforderung dafür, dass der 
Auftragnehmer rechtzeitig alle zur Ausführung des Auftrags erforderlichen 
Unterlagen und Informationen erhält. 
Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Ausführung des Auftrages die vom 
Vertragspartner genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben und 
übergebene Unterlagen als richtig und vollständig zugrunde zu legen; dies gilt 
nicht, wenn die Überprüfung ausdrücklich schriftlich vereinbart wurde. 

5. Leistungsumfang 
Der Auftragnehmer übernimmt die in der schriftlichen Auftragsbestätigung 
definierte Vertragsleistung. 
Der Auftragnehmer wird bei der Durchführung des Auftrages die anerkannten 
Regeln der Technik und Wissenschaft zugrunde legen und die eigenen 
Kenntnisse und Erfahrungen einbringen. Sollte sich während der Bearbeitung 
des Auftrages ergeben, dass die Vertragsleistung nicht oder nur mit wesentlich 
geändertem technischen und/ oder personellen Aufwand durchgeführt werden 
kann, informiert der Auftragnehmer unverzüglich den Auftraggeber. Die 
Vertragsparteien entscheiden, ob, mit welchem Umfang und zu welchen Kosten 
der Auftrag weiter durchgeführt wird. Kommt keine Einigung zustande, hat jeder 
Vertragspartner das Recht, den Vertrag durch schriftliche Erklärung zu 
kündigen. In diesem Falle hat der Auftragnehmer Anspruch auf Ersatz aller bis 
dahin entstandenen Aufwendungen sowie auf Zahlung einer dem tatsächlichen 
Leistungsaufwand entsprechenden Vergütung. 

6. Berechnung 
Die Vergütung wird entsprechend der schriftlichen Auftragsbestätigung und 
etwaiger schriftlicher Änderungen derselben berechnet.  
Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Auftragswerten über €  10.000,-- oder bei 
Aufträgen, deren Abwicklung sich voraussichtlich über einen Zeitraum von 
mehr als 6 Monaten erstrecken wird, entsprechend den jeweils angefallenen 
Aufwendungen Zwischenrechnungen zu stellen. 

7. Zahlung 
Der Rechnungsbetrag ist sofort nach Erhalt der Rechnung ohne Abzug zur 
Zahlung fällig. Kommt der Auftraggeber in Verzug, so ist der Auftragnehmer zur 
Berechnung des gesetzlichen Zinssatzes berechtigt. 
Zurückbehaltung seitens des Auftraggebers ist ausgeschlossen. Der 
Auftraggeber darf nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen aufrechnen. 

8. Fristen 
Fristen zur Durchführung des Auftrages sind unverbindlich, es sei denn, in der 
schriftlichen Auftragsbestätigung werden ausdrücklich verbindliche Fristen ge-
nannt. 
Soweit verbindliche Fristen vereinbart sind, hat der Auftraggeber im Falle des 
Leistungsverzuges eine angemessene Nachfrist von in der Regel vier Wochen 
zu setzen. 

9. Höhere Gewalt, Vertragshindernisse 
Höhere Gewalt jeder Art, unvorhersehbare Betriebs-, Verkehrs- oder 
Versandstörungen, Feuerschäden, Überschwemmungen, unvorhersehbarer 
Arbeitskräfte-, Energie-, Rohstoff- oder Hilfsstoffmangel, Streiks, 
Aussperrungen, behördliche Verfügungen oder andere von der 
leistungspflichtigen Partei nicht zu vertretende Hindernisse, welche die 
Leistungserbringung, den Versand oder die Abnahme verzögern, verhindern 
oder unzumutbar werden lassen, befreien für Dauer und Umfang der Störung 
von der Verpflichtung zur Leistungserbringung oder Abnahme. Werden infolge 
der Störung verbindliche Fristen um mehr als acht Wochen überschritten, so ist 
jede Partei zum Rücktritt berechtigt.  

10. Erfüllungsort/ Versand 
Die Vertragsleistung wird, sofern nichts Abweichendes in der schriftlichen 
Auftragsbestätigung ausdrücklich geregelt ist, "ab Werk" (Incoterms 2000) 
erbracht. 

11. Eigentumsvorbehalt 
1. Sofern ein Liefergegenstand (Vorbehaltsgegenstand) vom Auftragnehmer 

geschuldet ist, geht dieser erst dann in das Eigentum des Auftraggebers über, 
wenn dieser seine gesamten Verbindlichkeiten aus der Geschäftsverbindung 
mit dem Auftragnehmer einschließlich Nebenforderungen, Schadensersatz-
ansprüchen und Einlösungen von Schecks und Wechseln, erfüllt hat. Der 
Eigentumsvorbehalt bleibt auch dann bestehen, wenn einzelne Forderungen 
des Auftragnehmers in eine laufende Rechnung aufgenommen werden und der 
Saldo gezogen und anerkannt ist. 

2. Der Auftragnehmer ist berechtigt, ohne Nachfristsetzung und ohne Rücktritt 
vom Vertrag den Vorbehaltsgegenstand vom Auftraggeber herauszuverlangen, 
falls dieser mit der Erfüllung seiner Verpflichtungen gegenüber dem 
Auftragnehmer im Verzug ist. In der Rücknahme des Vorbehaltsgegenstandes 
liegt ein Rücktritt vom Vertrag nur dann, wenn der Auftragnehmer dies 
ausdrücklich schriftlich erklärt. Tritt der Auftragnehmer vom Vertrag zurück, so 
kann er für die Dauer der Überlassung des Gebrauchs des 
Vorbehaltsgegenstandes eine angemessene Vergütung verlangen. 

3. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Vorbehaltsgegenstand für den 
Auftragnehmer sorgfältig zu verwahren, auf eigene Kosten instand zu halten 
und zu reparieren sowie in dem von einem sorgfältigen Kaufmann zu 
verlangenden Rahmen auf eigene Kosten gegen Abhandenkommen und 
Beschädigung zu versichern. Er tritt seine Ansprüche aus den 
Versicherungsverträgen hierdurch im voraus an den Auftragnehmer ab. 

12. Schadensersatz 
1. Schadensersatzansprüche des Auftraggebers - auch außervertraglicher Art - 

sind im Falle leicht fahrlässiger Pflichtverletzung des Auftragnehmers, seiner 
Angestellten und anderer Erfüllungsgehilfen des Auftragnehmers 
ausgeschlossen, es sei denn, dass die Verletzung eine Pflicht betrifft, die für 
die Erreichung des Vertragszweckes von wesentlicher Bedeutung ist. 

2. Für mittelbare sowie für im Zeitpunkt des Vertragsschlusses nicht 
vorhersehbare Schäden haftet der Auftragnehmer nur, wenn ein grobes 
Verschulden des Auftragnehmers vorliegt. 

3. Die vorstehenden Beschränkungen gelten nicht für Schäden aus der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. Zwingende 
gesetzliche Haftungsvorschriften bleiben unberührt. 

13. Mängelrügen 
1. Soweit keine förmliche Abnahme beim Auftragnehmer erfolgt, sind Mängel am 

Liefergegenstand unverzüglich schriftlich, spätestens jedoch innerhalb von 
fünfzehn Arbeitstagen nach Eintreffen des Liefergegenstandes beim 
Auftraggeber unter genauer Bezeichnung des Mangels anzuzeigen. 

2. Bei verborgenen Mängeln muss die schriftliche Rüge unverzüglich nach 
Feststellung des Mangels, spätestens aber binnen fünf Monaten nach 
Eintreffen des Leistungsgegenstandes erfolgen; die Verjährung bleibt hiervon 
unberührt. Die Beweislast dafür, dass es sich um einen verborgenen Mangel 
handelt, trifft den Auftraggeber. 

14. Rechte des Auftraggebers bei Mängeln 
1. Mängelansprüche des Auftraggebers sind auf das Recht zur Nacherfüllung 

beschränkt. Verzichtet der Auftragnehmer auf sein Recht zur Nacherfüllung 
oder wird sie nicht binnen einer angemessenen Frist erbracht oder ist der zum 
Zwecke der Nacherfüllung geleistete Gegenstand nach zweimaliger 
Nachbesserung erneut mangelhaft, so kann der Auftraggeber nach seiner Wahl 
vom Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern. 
Schadensersatzansprüche nach Ziffer 12. bleiben hiervon unberührt. Das 
Recht, den Mangel selbst zu beseitigen und Ersatz der erforderlichen 
Aufwendungen zu verlangen, ist ausgeschlossen. 

2. Die Vereinbarung einer Garantie bedarf der Schriftform. Eine Garantieerklärung 
ist nur dann wirksam, wenn sie den Inhalt der Garantie sowie die Dauer und 
den räumlichen Geltungsbereich des Garantieschutzes hinreichend bestimmt 
beschreibt. 

15. Verjährung 
Mängelansprüche verjähren im Falle des § 634a Nr. 1 BGB in einem Jahr ab 
dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. Im Falle des § 634a Nr. 2 BGB verjähren 
sie in zwei Jahren ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. Im Übrigen 
verjähren Mängelansprüche innerhalb eines Jahres nach Abnahme des 
Werkes. Zwingende gesetzliche Verjährungs- und Haftungsvorschriften wie z.B. 
die Haftung für vorsätzliches und grob fahrlässiges Handeln, für die Verletzung 
des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder die Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten bleiben unberührt. 

16. Geheimhaltung 
1. Die Parteien verpflichten sich, für den Zeitraum von 5 Jahren ab Vertragsschluß 

alle ihm im Zusammenhang mit der Durchführung des Vertrages bekannt 
gewordenen Informationen und Erfahrungen, welche die eine Partei von der 
anderen erhält, geheim zu halten, Dritten nicht zugänglich zu machen und nicht 
für gewerbliche Zwecke zu verwenden, falls keine abweichende schriftliche 
Vereinbarung getroffen wurde. Diese Verpflichtung findet keine Anwendung auf 
solche Informationen und Erfahrungen, die nachweislich in ihrer Gesamtheit 
a) zur Zeit ihrer Übermittlung der empfangenden Partei bereits offenkundig 

waren oder nach ihrer Übermittlung ohne Verschulden von der 
empfangenden Partei offenkundig geworden sind; 

b) der empfangenden Partei zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung bereits 
bekannt waren; 

c) der empfangenden Partei nach ihrer Übermittlung von dritter Seite 
zugänglich gemacht worden sind. 

2. Der Auftraggeber hat das freibleibende Angebot vom Auftragnehmer als Ge-
schäftsgeheimnis zu betrachten und geheim zu halten. 

17. Schutzrechte 
Der Auftraggeber haftet dafür, dass durch die Lieferung und Verwendung von 
sachlichen Mitteln, z. B. Plänen, Berechnungen, Prüfstücken etc. Schutzrechte 
Dritter nicht verletzt werden und stellt den Auftragnehmer von allen Ansprüchen 
frei. Lizenzgebühren oder Kosten, die zur Vermeidung von 
Schutzrechtsverletzungen entstehen, trägt der Auftraggeber. 
Sollten im Rahmen des Auftrages Schutzrechte entstehen, wird dem 
Auftragnehmer das Recht eingeräumt, ein nicht ausschließliches Nutzungsrecht 
zu angemessenen und üblichen Bedingungen vom Auftraggeber zu erwerben. 

18. Anwendbares Recht, Gerichtsstand 
1. Es gilt deutsches Recht. Die Anwendung des Übereinkommens der Vereinten 

Nationen über Verträge über den internationalen Warenkauf - CISG – wird 
ausgeschlossen. 

2. Gerichtsstand ist für beide Teile nach Wahl des Klägers Bad Kreuznach. Der 
Auftragnehmer ist darüber hinaus berechtigt, seine Ansprüche an dem 
allgemeinen Gerichtsstand des Auftraggebers geltend zu machen. 

19. Wirksamkeitsklausel 
Sollten einzelne Klauseln dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen ganz oder 
teilweise ungültig sein, berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Klauseln bzw. 
der übrigen Teile solcher Klauseln nicht. Eine unwirksame Regelung haben die 
Parteien durch eine solche Regelung zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen 
Zweck der unwirksamen Regelung am nächsten kommt und wirksam ist. 


